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Text 

Zuständigkeit eines anderen Staates 

§ 5. (1) Ein nicht gemäß §§ 4 oder 4a erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzulässig 
zurückzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung zur Prüfung 
des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zuständig ist. Mit der 
Zurückweisungsentscheidung ist auch festzustellen, welcher Staat zuständig ist. Eine Zurückweisung des 
Antrages hat zu unterbleiben, wenn im Rahmen einer Prüfung des § 9 Abs. 2 BFA-VG festgestellt wird, 
dass eine mit der Zurückweisung verbundene Anordnung zur Außerlandesbringung zu einer Verletzung 
von Art. 8 EMRK führen würde. 

(2) Gemäß Abs. 1 ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der 
Dublin - Verordnung dafür zuständig ist zu prüfen, welcher Staat zur Prüfung des Asylantrages oder des 
Antrages auf internationalen Schutz zuständig ist. 

(3) Sofern nicht besondere Gründe, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft 
gemacht werden oder beim Bundesamt oder beim Bundesverwaltungsgericht offenkundig sind, die für die 
reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der Asylwerber 
in einem Staat nach Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet. 
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